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Urteil der Kammer des Sozialgerichts reiburg MaAaärTz 1962

Aktenzeichen Kr 7246/61

DES OLKES

In der Streitsache des Deutschen Caritasverbandes N reiburg B J Wert-

mannhaus,
verireien durch Mons1ıgnore lbert Stehlin als Präsident Kläger,

Bevollmächtigter: 1TekiOr Dr. arl Becker, reiburg, erthmannshaus,

die Allgemeine Ortskrankenkase reiburg, veriretien durch die GeschäftsIiührung,
eklagte

Beigeladene:
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte, Berlin-Wilmersdorf,

R reiburg,
Dr. S f reiburg,

Sch., reiburg,
ID FT reiburg,
Dr. H J Treiburg,
DEr R reiburg,
Dr. H 1 reiburg,e C Z U, D 1RR CO ©) Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 1n Nürn-
berg, vertreien urcal den Herrn Präsidenten des Landesarbeıtsamts aden-
Württemberg 1n Stutigart,
Bevollmächtigter: 1TeKTIOTr des Arbeitsamtes reiburg

hat die Kammer des Sozlalgerichts Telburg 1mM schriftlichen Verfahren
MäÄärz 1962 ın TE1DUrg BTA
welcher teilgenommen en

Sozilalgerichtsrat Fank, als Vorsitzender,
OIl1S Kaltenbach, Maschinenmeister, Lahr, als Sozialrichter,
Kamıiıll Lang, Weingutsbesitzer, Reichenbach-Binzmatt, als Sozlalrichter,

[Ur ec TK anant

Auf die age wird der Bescheid der Allgemeinen Ortskrankenkasse Frei-
burg VO. Nl Oktober 1960 (3 Dezember ın der Fassung des 1der-
spruchsbescheids VO.: ugust 1961 aufgehoben.
Kosten hat kein Beteiligter dem anderen erstatten.



TATBESTAÄAND

Aufl TUunNn: eiıner Betriebspruüfung ın der Zeıt VO DIs ()ktober 1960 Del dem
euts  en Caritasverband ı1n Teiburg (Klager) hat die Allgemeine Trts-
krankenkasse Teiburg (B\eklagte) festgestellt, daß bel dem Klager 1ne el. VO  S

Welt- un Ordensgeistlichen atıg sind, die nach Ansicht der Beklagten der Sozlal-
versicherungspili  C unterliegen.
urch eschel der Beklagten VO il Oktober 1960 hat die Allgemeıine Tiskran-
kenkasse reiburg unter Annahme eines versicherungspflichtigen Beschäft1igungs-
verhaäaltnisses der achgenannten eiträge Z Sozlalversicherung 1mM Gesamtum-
ange VO  - 21 349,— nachgefordert. Die eklagte Wal der Au{ffassung, daß der
eltgeistliche DEr F J SOW1Ee Cdie Ordensgeistlichen atier R J ater DE S 7
ater SCH., ater Dr versicherungspflichtig ın der Angestelltenversicherung,
SOWI1Ee ın der Arbeitslosenversicherung S1iNd. Bur den eltgeistlichen Dr.
1e.  5 Angestelltenversicherungsbeitrage geleistet worden. Fur iın wurde festgestellt,
daß AA Arbeitslosenversicherung versicherungspflichtig sSe1 Für atier
wurde festgestellt, daß C der Krankenversicherung, der Rentenversicherung der
Angestellten und der Arbeitslosenversicherung angehöre. Die eklagte hat 1mM

genannten eschel die Gesamtsozialversicherungsbeiträge für die Zeıt ab Ja-
1958 un! IUr ater ab Janmıanr 1959 entsprechen dem dQdUuUsSs den Nnier-

agen festgestellten Entgelt nachge({fordert. Der eschel VO. S Oktober 1960
en  1e keine Rechtsmittelbelehrung. Diese Rechtsmittelbelehrung erfolgte TSL

urc eschel VO Dezember 1960

Der Kläger hat 31 Dezember 1960 dem eschel widersprochen. Der 1derTr-
spruch wurde MR Widerspruchsbescheid der Beklagten WG} August 1961
rückgewiesen. Der Widerspruchsbescheid ist eptember 1961 zugestellt W OIL-

den

Mıiıt der eptember 1961 erhobenen age begehrt der Kläger die Aufhebung
des Nachforderungsbescheides. Z Begründung wıird vorgeiragen, daß Hr den
eltgeistlichen Dr. 1ne Beschein1gung des Ordinarlates VO Oktober
1961 vorliege, wonach dem (Genannten iıne Versorgung nach eamtlichen V.OT-
schriften gewährleistet sel Der genannte eltgeistliche Dr sSe1l daher nach
den gesetzlichen Vorschriiten nicht versicherungspilichtig ZAUG 5Sozlalversicherung.
Für den Weltgeistlichen Dr Jlege e1n Gewährleistungsbescheid N1ıCH VOT

Der Kläger Jegt jedoch ıne Bescheinigung des Ordinariates NC) November
1961 VOI, wonach der Genannte 1mM SEINeEeT Zurruhesetzung Ruhegehaltsbezüge
nach beamtenrechtlichen rTrundsatizen erhalt Die eım Kläger zurückgelegten
Dienstzeiten würden als ruhegehaltsfähige Dıenstzeiten anerkannt. Der Kläger hat
weiterhin einen ntrag des Ordinarlates VO MArz 1962 das Arbeitsmi-
nısterıum aden-Württemberg ın Stuttigart vorgelegt auft Erteilung eines Gewähr-
leistungsbescheides Iiur die Geistlichen un weltgeistlichen Beamten der ErzdioOzese
Telburg. ber diesen ntrag ist noch nicht ntschieden

Für die Ordensgeistlichen wird vorgetragen, daß sich bel der Tätigkeit samt-
licher fünf Ordensgeistlicher ıne gemeinnützige Tätigkeit handle un: die Ge-
nannten außer dem Unterhalt keine Betrage VO  } über f9,— monatlıch erhiel-
ten Die Taätigkeıt erfolge bel samtlıchen Ordensgeistlichen aufti TUN:! eines



genannten Mutterhausverirages (Abstellungsvertrag). Es handle sich hierbel SOoOmıt
ın en Fäallen nıCch 1ne versicherungspilichtige Beschäftigung der Tätigkeıit.
Zur weiteren Begründung hat der Kläger 1ne Beschein1gung der Ordensleitung
der Missionare VO  Sgenannten Mutterhausvertrages (Abstellungsvertrag). Es handle sich hierbei somit  in allen Fällen nicht um eine versicherungspflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit.  Zur weiteren Begründung hat der Kläger eine Bescheinigung der Ordensleitung  der Missionare von ... vom 11. Januar 1962 für den Pater Dr. E. R. und den Pater  vom 13. Januar 1962  E. Sch., sowie eine Bescheinigung des Provinzialates der ..  für die Patres B. R. und R. H., sowie eine Bescheinigung der Ordensleitung des  Provinzialhauses der  vom 15. Januar 1962 für Pater S. vorgelegt, aus denen  hervorgeht, daß die Genannten eine lebenslängliche Versorgung vom Mutterhaus  haben und daß ihnen persönlich keinerlei Barbeträge über 75,— DM monatlich au-  ßer dem Unterhalte zustände. Weiterhin ist ausgeführt, daß die Tätigkeit auf  Grund einer Vereinbarung zwischen den Mutterhäusern und dem Kläger erfolge  und daß in jedem Falle ein sogenannter Mutterhausbeitrag an das Mutterhaus  geleistet werde.  Der Kläger beantragt  Bescheides  der  Beklagten  die Aufhebung des  v om 28 AuUgu st 196  Die Beklagte hat in der mündlichen Verhandlung vom 20. März 1962 den Nach-  erhebungsbescheid bezüglich des Weltgeistlichen Dr. A. F. zurückgenommen. Inso-  weit wird von der Beklagten anerkannt, daß ein Gewährleistungsbescheid entspre-  chend der gesetzlichen Vorschrift vorliege und der Genannte versicherungsfrei ist.  Im übrigen beantragt die Beklagte  Abweisung der Klage.  Zur Begründung führt sie an, daß für den Weltgeistlichen Dr. G. H. ein Gewähr-  vom 2  leistungsbescheid nicht vorliege. Die Bescheinigung des Ordinariates  November 1961 reiche nicht aus. Aus dem am 16, März 1962 gestellten Antrag des  Ordinariates  an das Arbeitsministerium Baden-Württemberg gehe ohnehin her-  noch  vor, daß ein Gewährleistungsbescheid für die Geistlichen der Diözese  nicht erlassen sei. Für den Weltgeistlichen Dr. G. H. seien von dem Kläger in der  Vergangenheit Rentenversicherungsbeiträge abgeführt worden. Daraus gehe her-  vor, daß der Kläger selbst hier ein versicherungspflichtiges Beschäftigungsverhält-  nis angenommen habe. In diesem Falle seien nur die Arbeitslosenversicherungs-  beiträge streitig. Die Arbeitslosenversicherungspflicht folge aber kraft Gesetzes  der Rentenversicherungspflicht.  Für die beim Kläger tätigen Ordensgeistlichen könne man nicht in allen Fällen  sagen, daß sie eine gemeinnützige Tätigkeit ausübten. Nach Ansicht der Kasse liege  ein versicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis vor, das in jedem Falle der  Sozialversicherung unterliege, auch wenn das gezahlte Entgelt an das Mutterhaus  abgeführt wurde. Nach den Feststellungen der Betriebsprüfer werde in allen Fäl-  len auch Lohnsteuer entrichtet. Die Entscheidung über die Sozialversicherungs-  pflicht folge aber der steuerlichen Behandlung. Aus der Lohnsteuerentrichtung  könne man schließen, daß der Kläger selbst das Entgelt als lohnsteuerpflichtiges  Entgelt und damit auch als beitragspflichtiges Entgelt im Sinne der Sozialversiche-  rung ansehe. Arbeitgeber sei der Kläger, nicht das Mutterhaus. Die Leistungen des  Klägers erfolgten auf Grund der Beschäftigung. Sie hätten damit Entgelt-Charakter.  Eine Befreiung von der Versicherungspflicht könne in allen Fällen höchstens auf  64VO 11 Januar 1962 TÜr den ater Dr. un den ater

VO. Januar 1962SCHr, SOWI1Ee ine Beschein1gung des Provinzialates der
iur die Patres und 1 SOWI1Ee 1nNne Bescheini1gung der Ordensleitung des
Provinzialhauses der VO. Januar 1962 für atier vorgelegt, QUSs denen

hervorgeht, daß die (G‚enannten 1ne lebenslängliche Versorgung VO. Mutterhaus
en un daß ihnen persönlich keıiınerlel Barbetrage über fd,— monatlich
Ber dem Unterhalte zustände. Weiterhin ı1st ausgeführt, daß die Tätigkeit auft
TUN! einer Vereinbarung zwischen den Mutterhäusern und dem Kläager erIfolge
un! daß in jedem e1n sogenannter Mutterhausbelitrag das Mutterhaus
geleistet werde.

Der Kläger beantragt
Bescheides der Be  Tagtendie ufhebung des

VO August 1961

Die eklagte hat ın der mundliıchen Verhandlung VO MArz 1962 den Nach-
erhebungsbescheid bezüglich des Weltgeistlichen Dr. zurückgenommen. Inso-
weıt wird VO  b der Beklagten anerkannt, daß e1n Gewährleistungsbescheid entspre-
en! der gesetzlichen Vorschrift vorliege und der Genannte versicherungsifrei ist
Im übrigen beantragt die eklagte

weisung der age
Zur Begründung führt S61 d. daß für den Weltgeistlichen IDr e1n Gewaäahr-

VOleistungsbescheid nicht vorliege. Die Beschein1gung des Ordinarlates
November 1961 rTeiche nicht aQus AÄAus dem Maärz 1962 gestellten ntrag des
Ordinarlates das Arbeitsministerium Baden-Württemberg gehe ohnehin her-

nochVOIL, daß e1n Gewährleistungsbescheid füur die Geistlichen der 10Zzese
nicht erlassen c@el]. Für den eltgeistlichen Dr se]len VO.  n dem Kläager ın der
Vergangenheit Rentenversicherungsbeiträge abgeführt worden. Daraus gehe her-
VOL, daß der Kläger selbst hier eın versicherungspilichtiges Beschäftigungsverhält-
nIıs angeNOMIMM habe In diesem selen 1U die Arbeıtslosenversicherungs-
eitrage streitig. Die Arbeitslosenversicherungspflicht olge ber Ta Gesetzes
der Rentenversicherungspfilicht,.
FÜr die beim Kläger tatigen Ordensgeistlichen könne INa  w} nicht ın en Fällen
JgenN, daß sS1e iıne gemeinnützige Tätigkeit ausubten. Nach nsicht der Kasse liege
e1in versicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis NVOT, das iın jedem der
Sozlalversicherung unterlıege, uch wWenNnl das gezahlte Entgelt das Mutterhaus
abgeführt wurde. Nach den Feststellungen der Betriebsprüfer werde ın en Fal-
len uch ohnsteuer entrichtet. Die Entscheidung über die Sozialversicherungs-
pflicht olge ber der steuerli  en Behandlung. AÄAus der Lohnsteuerentrichtung
könne INa  z} ]Jleben daß der Kläger selbst das Entgelt als lohnsteuerpflichtiges
Entgelt un: amı auch als beitragspflichtiges Entgelt 1m Sinne der Sozilalversiche-
rung ansehe. Arbeitgeber sel der Klägef‚ nicht das Multterhaus. Die Leistungen des
Klägers erfolgten auftf TUN:! der Beschäftigung. S1e hatten damıt Entgelt-Charakter.
Eine Befireiung VO:  e der Versicherungspflicht könne ın en Fäallen höchstens auf



ntrag des Arbeitgebers der des Versicherten erfolgen Eın olcher ntrag SE1 d
keıiner e1it Iur die Genannten geste worden

Das Gericht hat die Weltgeistlichen Dr und Dr un!: die Patres
Dr. S ScCh, Dr un: Dr. H J die Bundesversicherungsanstalt Tüur Ange-
tellte Berlin-Wilmersdorf un die Bundesanstalt Iiur Arbeitslosenversicherung
und Arbeitsvermittlung ürnberg gemä. des SOozlalgerichtsgesetzes die-
SC Rechtsstreit beigeladen. Die beigeladenen Weltgeistlichen un: Patres en
sich der Stellungnahme des Klägers und SC1HNEeM ntrag angeschlossen Die Bun-
desversicherungsanstalt Iur Angestellte hat ihrer Stellungnahme ausgeführt daß
IUr den Weltgeistlichen Dr en Gewährleistungsbescheid vorliıege und des-
nalb 111e Versicherungspflicht nıcı bestehe Für den eltgeistlichen Dr
lege CII Gewährleistungsbescheid nıcı VOI 1NS1C  iıch der Urdensgeistlichen 1st
die Bundesversicherungsanstalt Iur Angestellte der Auffassung, daß I1ld.  ; hinsicht-
lich der Ents  eidung üuber die Tätigkeit der Genannten als geme1linnutz1g groß-

verfahren SsSo Dies entspreche namlich auch den otiven des Gesetzes,
dem 1InNnn und WeCc| des Gesetzes Einen formlichen ntrag hat der Bevollmäch-
19 der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte nıC geste.
Die Bundesversicherungsanstalt Iür Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche-
rung Nürnberg hat wesentlichen die rgumente der Beklagten übernommen
un der Bevollmächtigte hat sich der mundlichen Verhandlung den nträgen
der Beklagten angeschlossen
Das Gericht hat UrCcH Anfrage beim Arbeitsministerium en Wuürttemberg test-
geste daß für die Geistlichen der 1ÖOzese EeinNn Gewährleistungsbescheid bis-
her noch nı1ıC 1st

In der mundlıchen Verhandlung VO Maärz 1962 wurde der beigeladene ater
angehört Er hat uber Tätigkeit auSgesagt daß das Referat Presse

und Werbung des Verbandes innehabe Die Tätigkeit bestehe wesenitl!'  en
Carıtalıiıver Ideenpropaganda Dazu gehöre uch die Werbung VO  g Großaktionen,
beispielsweise IUr ile, Hamburg und Agadır en dem Unterhalt erhalte
persoönlich nicht mehr als ater Sch hat hinsichtlich der Tätigkeit des
entschuldigt nıCı erschıienenen Paters Dr ausgesagt daß gleichen Reiferat
atıg SC und hinsichtlich des Nntgelts das gleiche ge. Der erschienene ater Dr

hat erklärt daß das Referat Krankenfürsorge Gesundheitsfürsorge UuSaml-
IN  5 mıt ater eıte Die Tätigkeit bestehe der Betreuung des Kranken-
hauswesens und der Fortbildung un! Ausrichtung des Pflegepersonals Er habe
keinerlei persönli  es Einkommen, da Kloster wohne un! könne über
keinen Pfennig des VO Kläger bezahlten etrages verfügen Die gleiche -
IUNG hat der Beigeladene Dr IUr die Patres Dr un Dr abgegeben Pater
Dr arbeıte SE1NemM Reierat der Fürsorge für die Suchtkranken, Taubstum-
INen un! Gehorlosen

In der mundlichen Verhandlung en die Beteiligten übereinstimmend erklärt
daß schriftlichen Verfahren entschieden werden soll für den all daß die Be-
klagte innerhal gesetzten T1S5 den Bescheid nıC zurücknimmt Die Be-
klagte hat innerhal der geseizien T1S miıt Schriftsatz VO Z MArz 1962 erklärt
daß S1e den Bescheid nicht zurücknehme un S1E eln Urteil



Im übrigen wird auft den Inhalt der beıgezogenen Verwaltungsakten, SOWwl1e auft
den gesamten Inhalt der Gerichtsakten, der 1mMm gesamiten Umfange Gegenstand
der mündlichen Verhandlung Waäl, gen der Einzelheiten eZug qg  m.

ENTSCHEIDUNGSGRUND.
DIie age ist IOrm- und fristgerecht erhoben: s1e ist zuläassıg und auch begründet.
Nach ADs AT des Angestelltenversicherungsgesetzes sind versicherungs-
Irei Geistliche un! die sonstigen Bediensteten der als öffentlich-rechtliche KÖörper-
schafit anerkannten Religionsgesellschaften, we1ln ihnen 1ne Anwartschalit un

lebenslängliche Versorgung und Hinterbliebenenversorgung nach beamtenrechtli-
hen Vorschrifiten der rundsatizen gewährleistet ST und seit Wa nwart-
schait auf lebenslängliche Versorgung un: Hinterbliebenenversorgung 1 Sinne
des ADs NT. un gewährleistet 1st, entscheidet Tur die beım Bund der be1
eiıner der Aufsicht des Bundes unterstehenden Körperschaft Beschäftigten der

ständige Bundesminister, für die beı sonstigen Körperschalten Beschälftigte die
Oberste Verwaltungsbehörde des Landes, 1n dessen Betrieb der Dienst die Be-

schäftigung stattiindet oder ın dessen Gebiet die Körperschaft ihren Sitz hat.

Hinsichtlic| des beigeladenen Weltgeistlichen Dr ieg eın Gewährleistungs-
eschel des Bayerischen Staatsministeriums IUr Unterricht un! Kultus VO. De-
zember 1959 Nr. 104067 VOI (Amtsblatt NT. VO. Dezember 1959 Die Be-

klagte hat den Gewährleistungsbescheid 1n der mündlichen Verhandlung
MArz 1962 anerkannt, un! dem Beitragsbescheid hinsichtlich der geforderten Bel-

rage Iiur den Weltgeistlichen Dr. aufgehoben. Der Rechtsstrei ist insoweit
Z auptsache erledigt.
Der Weltgeistliche Dr. ist 1n der 10Zese ordiniert. Fur die Geistlichen
der 10Zese besteht kein allgemeiner Gewährleistungsbescheid. Dies ergibt sich
aQUuUs einer eingeholten USKUnN!: des Arbeitsministeriums Baden-Württemberg.
AÄAus dem OTrLLau des CGjesetzes Abs Ziiff. des Angestelltenversicherungs-
gesetzes ergibt sich, daß die Versicherungsireiheit der dort genannten Personen
Ta (‚jesetzes eintritt, wenNnn die Voraussetzungen erfüllt sind, wWwWenn 1Ne An-
wartschaft auftf lebenslängliche Versorgung gewährleistet 1st. Der Gewährleistungs-
bescheid nach ADs des Angestelltenversicherungsgesetzes hat lediglich 1nNne
deklaratorische, keine konstitutive Wirkung (Vgl Jantz-Zweng Anm. 1229
RVO) Die eklagte selbst ist als Einzugsstelle nicht zustandig, ntschelden, ob
1Ne€e Versorgungsanwartschaft 1 Sinne des Abs 111 AVG gewährleistet
ıst Solange e1n Gewährleistungsbescheid der zuständigen ersien Landesbehörde
nicht 1st, kann sS1e ı1n einem Beitragsstreit weder die Versicherungspiflicht
noch die Beitragsfreiheit feststellen (Sso Landessozialgericht Berlin 1 Urteil VO

Januar 1961, Aktz Kr 43/59). Da ein Gewährleistungsbeschelild der ersien
Landesbehörde nicht vorliegt, ist der Beitragsbescheid der beklagten Kasse eTt
fehlerhait. Die eklagte Kasse muß zunachst durch die Oberste Landesbehorde fest-
tellen lJassen, oD die Anwartschait gewährleistet ist. kann sS1e dies durch
entsprechende uflagen die Beteiligten erzwingen. AÄAus einer Mitteilung des
Ordinarlats VO MarTz 1962 ist bekannt, daß eın ntrag auf TIa. eines
Gewährleistungsbescheides inzwischen bei dem Arbeitsministerium aden-Würt-
temberg iın Stuttgart geste. wurde,

66



Än der rechtlichen Beurteilung des Sachverhaltes andert uch nıchts die atsache,
daß Tür den beigeladenen eltgeistlichen Dr. tatsäcl  1C Angestelltenver-
sicherungsbeitrage gezahlt wurden. Die Versicherungsfreiheit der Versicherungs-
pflicht besteht Ta Gesetzes. Eın Nichtversicherungspflichtıger kann urc Be]l-
tragsleistungen nıcı 1n den Personenkreis der Pflichtigen aufgenommen werden.

Solange 1n Gewährleistungsbescheid nicht 1s%, konnte die eklagte Kasse
eitrage ZUX Rentenversicherung der Angestellten nicht erheben: da die Versiche-
rungspflicht In der Arbeitslosenversi  erung 1M des beigeladenen Weltgeıist-
lichen Dn der Versicherungspflicht dAdUuUS der Angestelltenversicherung O10T,
WäarTl der angegriffene Bescheid hinsichtlich der eitrage ZUT Arbeitslosenversiche-
Tumng aufzuheben

Samtliche beigeladenen Ordensgeistlichen SiNnd auftf TUN! e1nes sogenannien Mut-
terhausvertrages (Gestellungsvertrag der Abstellungsvertrag) atıg Auftf TUN:
des Mutterhausvertrages werden die zuständigen Mutterhäuser estimmte MoO-
natsbeiträge geleistet. Das Mutterhaus seinerseıts gewährt den Ordensmitgliedern
den notwendigen Unterhalt

Nach ZaT des Angestelltenversicherungsgesetzes werden 1n der Rentenver-
sicherung der Angestellten Mitglieder geistlicher Genossenschaften, die sich aus

überwiegend religiösen der sittlichen Beweggründen mıiıt der rankenpflege, Un-
erricht der anderen gemeinnützigen Tätigkeiten beschäftigen, LLUT versichert,
Wenn S1e persönlich nach der Ausbildung neben dem freien Unterhalt Barbezüge
XC  — mehr als 79,— * monatlich erhalten

Es kann dahingestellt bleiben, ob zwischen dem Kläger und den beigeladenen (J)r-
densmitgliedern eın Beschäftigungsverhältnis 1 sozialversicherungsrechtlichen
Sinne besteht Das Gericht ist der Auffassung, daß bei dem Gesetzeswortlaut
darauf nıcht ankommt Das (jesetz sagt AIn der Rentenversicherung der Angestell-
ten werden versichert Mitglieder geistlicher Genossenschaften, die sich Qus über-
wlegend religiösen der sittlichen Beweggründen miıt rankenpflege, Unterricht
der anderen gemeinnützigen Tätigkeiten Tt D Im egensatz
den übrigen versicherungspflichtigen Personengruppen ist Voraussetzung der Ver-
sicherungspflicht der Mitglieder geistlicher Genossenschaiten somıt lediglich die
tatsachliche Beschäftigung mt dem Unterricht, der Krankenpflege der anderen YE-
meinnützigen Tätigkeiten.
Die Tätigkeit samtlicher beigeladener Ordensgeistlicher erfüllt die Voraussetzun-
Yyen des y  y ADbs NrT. Die Tätigkeit der beigeladenen Patres H3 und ist
nach Auffassung des CGerichts als Unterrichtstätigkeit bewerten. Dies trifft
Z Soweıt sich die beruifsethis Fortbi  ung und Ausrichtung des Kran-
kenpflegepersonals handelt Soweit s1e ın der carıtatıven Ideenpropaganda atıg
sind, handelt sich nach Auffassung des Gerichts 1Nne gemeinnützige atıg-
keit 1mM Sinne des Abs Nr. des Angestelltenversicherungsgesetzes. Es be-
STe. weiterhin kein Zweifel der Gemeinnützigkeit der Tätigkeit, soweit
sıch die Betreuung des katholis  en Krankenwesens handelt Das gleiche giılt
VO der Tätigkeit des beigeladenen Paters S der neben der carıtativen een-
propaganda Tur die Werbung un! Organisation 1n Jjeweils aktuellen Fäallen w1ıe
Agadiıir, Chile und Hamburg eingesetzt wird. Das Ciericht hat weiıterhin keinen



Zweiflel daran, daß die besondere Tätigkeit des beigeladenen Paters In der Für-
für die Suchtkranken, Blinden, ubstummen und (Cjehorlosen als geme1in-

NUutz1g anzusehen ST Diese Auiffassung vertritt das Gericht hinsichtlich der beson-
deren Tätigkeit camtlicher beigeladener Ordensmitglieder, hne daß el die Funk-
t10n des Kläagers als staatlich anerkannte Wohlfahrtseinrichtung besonders beruück-

sichtig wI1rd. Hinsichtlich des Tatbestandsmerkmales der Gemeinnützigkeit hat der
beigeladene Rentenversicherungsträger, die Bundesanstalt IUr Angestelltenversi-
cherung, ın inhrer Stellungnahme selbst ausgeführt, daß der Begriff der (Gjeme1in-
nützigkeıit 1MmM Sinne des ADs NT des Angestelltenversicherungsgesetzes
nıCcı CeNY auszulegen ST Der Rentenversicherungsträger weist darauft hın, daß Del
den Beratungen dem AUSS NrT. des Angestelltenversicherungsgesetzes
sich die Beteiligten fur 1ıne groÄßzuügıge Auslegung dieses Begriffes ausgesprochen
hatten AN  Q bel Besprechungen zwischen dem Bundesminister für Tbeit, dem
Bundesversicherungsamt und dem Versicherungsträger sSEe1 diese Auffassung immer
wleder betont worden. Die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte bejaht In
ihren Ausführungen elbst die Gemeinnüuützigkeıit der Tätigkeit der beigeladenen
Ordensmitglieder. Das Gericht hat sıch dieser Auslegung der Gesetzesvorschrilft
uneingeschränkt angeschlossen. Es hat die Überzeugung ONNECN, daß die atıg-
keıl sämtlicher beigeladener Ordensmitglieder als gemeinnütz1g 1mM Sinne der VOorT-
chrifit des ADbDs NT. des Angestelltenversicherungsgesetzes anzusehen ist.

Diese gemeinnuüutzige Tätigkeit wird uch überwiegend aQus religiösen der sıittlı-
chen Beweggründen ausgeführt. Das ergibt sich nicht UT dQUS dem glaubhaften
Sachvortrag der beigeladenen Ordensmitglieder, sondern uch dQUuUs der Tatsache,
daß die Gemeinschalt, der die beigeladenen Ordensmitglieder angehören, ın be-
Ssonderer Weise als rdensaufgabe sich die Verwirklichung der christlı  en Carıtas
und insbesondere der Krankenpilege geste hat Die beigeladenen Ordensmitglie-
der, die ihre ufgaben 1 Auftrag der Ordensgemeinschaft erIullen, erIullen mıiıt
ihrer Tätigkeit gleichzeitig 1m weiteren Sinne ihre QuUus religiösen Beweggründen
gegebenen Ordensgelübde. Ihre Tätigkeit stellt in ahrheı den Vollzug der aQus

religı10sen und sittlichen Beweggründen gegebenen rdensgelübde dar. | SS kann
ın en Fallen als erwlesen angesehen werden, daß wirtschaftliche Beweggründe
füur die Tätigkeit ausscheiden.
Da das CGericht die Tätigkeit der beigeladenen Ordensgeistlichen als gemeinnützig
ansieht und überzeugt 1st, daß S1e aQusSsSs überwiegend religıösen der sittlichen Be-
weggründen erfolgt, omMmm TT die Versicherungspflicht 1ın der Rentenversi-
cherung 1Ur auf die Prüfung d. ob die beigeladenen Ordensmitglieder neben dem
Ireien Unterhalt Barbezüge VO. mehr als 79,— monatlich ernalten. Die VO.

Kläger geleisteten Beträge die Mutterhaäauser werden unmittelbar die Genos-
senschaften üuberwlesen. Die beigeladenen Ordensmitglieder erhalten VO Kläager
keinerlei Barbezüge. Von der Ordensgemeinschaft erhalten dıe beigeladenen Or-
densmitglieder ihren Unterhalt Von sämtlichen beteiligten Gemeinschaften ieg
die SCAN1 USKUN MONL, daß dıe Gemeinschait füur den Lebensunterhalt der
UOrdensmitglieder auifkomme un: daß TUr persönliche Beduüurinisse den rdensmit-
gliedern keine Barbeträge über f9,— monatlich AL Verfügung geste werden.
Zum e1il en die beigeladenen Ordensmitglieder selbst 1n der mündlichen Vefr-
andlung diese atsache glaubhaft bestaätigt. So hat insbesondere ater wörtlich
erklärt „Ich habe über keinen Pfennig des Mutterhausbeitrages verfügen.“”
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Nach dem Gesetzeswortlaut ieg ersicherungspflicht bDer I11UI VOIL, WenNn die Mit-
glieder geistlicher Genossenschaften neben den die Genossenschalft abzufüh-
renden eträgen > ihrer Verfügung mehr als f9,— monailı
erhalten. Dies gilt uch bei JTatigkeit auf TUN! sogenannter Abstellungsverträge
(vgl hierzu Anm 1227 RWV!| ın Jantz-Zweng). Das Gericht hat die bDer-
ZEUQUNG YEeWONNEN, daß diese Voraussetzung Tfür die Versicherungspflicht Del den
beigeladenen UOrdensmitgliedern NıCI vorliegt. Die Ordensmitgleder sind er ın
der Rentenversicherung der Angestellten nach ADs NrT. des Angestellten-
versicherungsgesetzes versicherungsfrei.
Aber selbst 1n INa  5 die ersicherungspiflicht der beigeladenen Ordensmitglieder
1n der Angestelltenversicherung annehmen wollte, MUu. der Beitragsbescheid der
Beklagten den Kläger hinsic|  ich der eiträge ZUT Angestelltenversiche-
TUuNdg aufgehoben werden. Der Kläger ist nämlich uch dann nicht Beitragsschuld-
NeT. Die eiträge der nach ADBS Z des Angestelltenversicherungsgesetzes
Versicherungspflichtigen sSind näamlich nach IM AÄADs des Angestelltenversiche-
rungsgesetzes ın diesem VO der CGienossenschaft LTagen, welcher der Ver-
sicherte angehört. Nach 126 des Angestelltenversicherungsgesetzes 78il anstelle
des Arbeitgebers die Genossenschalit 1n samtlıiche Verpflichtungen des rbeitge-
bers Yyem dem 1122 bis 16221 des Angestelltenversicherungsgesetzes e1in

Die steuerrechtliche Behandlung der Mutterhausbeiträge ist enig der VO  b der
Beklagten vertiretenen Auffassung hne jede Bedeutung fur die sozialversiche-
rungsrechtliche Beurteilung 1 Votliegehden Die SsSTeUuUerlıche Behandlung (AD-
Iührung VO. Lohnsteuer) konnte I1UTI als z für die rage eiıner abhaäangigen Be-
schäftigung VO  ; Bedeutung se1n. Sozialversicherungsrechtlich 1st ber eın abhängi-
YyeS Beschäftigungsverhältnis bel der Versicherungspflicht der Ordensmitglieder
nach ADS NT AA nicht Voraussetzung der Versicherungspflicht. Im übri-
YyeCn ist die steuerrechtliche Behandlung nach dem sogenannten gemeinsamen FET-
laß 1U VO Bedeutung TUr die elitrags S Bel Wegtftall der Versiche-
rungspflicht E Gesetzes kommt er die Bindung den genannten gemein-

TIa nıcı Z Iragen.
Der Beitragsbescheid WäaT er 1n jedem hınsiıchtlich der eitrage ZUT Ren-
tenversicherung 1n eZzug aul saämtliche beigeladenen eltgeistlichen und Ordens-
mitglieder aufizuheben Die Beitragspflicht der -freihei ZUT Arbeitslosenversiche-
Iung O19gT, Ssoweıt keine rankenversicherungspilicht vorlegt, der Beitragspflicht
der -Ireihei 1n der Rentenversicherung. Für die beigeladenen Weltgeistlichen
un! UOrdensmitglieder miıt Ausnahme des beigeladenen Paters besteht er
uch Beitragsfreiheit iın der Arbeitslosenversicherung.
eirenn prüfen WäarTr die Beitragspflicht des beigeladenen Paters 1n der Kran-
kenversicherung un! Arbeitslosenversicherung. Insoweit decken sich die gesetz-
lıchen Vorschriften der Krankenversicherungspflicht und der Angestelltenversiche-
rungspilicht nicht. 172 Abs 11£. der Reichsversicherungsordnung bestimmt
„ Versicherungsfrei sind Mitglieder geistlicher Genossenschaften, Diakonissen,
Schwestern VO. Deutschen otien KrTreuz, Schulschwestern un: ahnliche Personen,
wenn s1e sich Qus überwiegend religı0sen der sıttlichen Beweggründen mit Tank-
kenpflege, Unterricht der anderen gemeınnutzigen Tätigkeiten beschäftigen un:
niıicht mehr als fIreien Unterhalt der eın gerınges Entgelt beziehen, der 1U ZUT Be-
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schaffung der unmittelbaren Lebensbedürinisse Wohnung, Verpflegung, lel-
dung un! dergleichen ausreicht.“
1Ns1:  ich der gemeinnützigen Tätigkeit AaUuUS religiösen der sittlichen eweg-
gründen gi1lt hier das ben Ausgeführte. Das Gericht hat iur erwıesen angeSeE-
hen, daß uch der beigeladene atler 1ne gemeinnuützige Tätigkeit QuUsSs üuber-
wlegend religıiösen Beweggründen ausuübt. Das Cjericht halt weiterhin TÜr eErwIle-
SCH, daß uch der beigeladene ater persönlich Nn1ıCI mehr als den Unterhalt für
se1ine Leistungen erhalt Das Gericht ist 1mM übrigen der Auffassung, daß der Ent-
geltbegri auft diejenigen Beträge, die das Mutterhaus eisten Sind, nicht
gewandt werden kann. Der beigeladene ater ist er uch ın der Kranken-
versicherung und amı 1n der Arbeitslosenversicherung VO  b der Versicherungs-
pflicht beireit.
Der Beitragsbescheid der Beklagten WäarTr er QUS den ben ausgeführten (Cirün-
den 1 gesamten Umfange aufifzuheben
Die Kostenentscheidung beruht auf 193 des 5Sozlalgerichtsgesetzes.

Rechtsmittelbelehrung
egen dieses Urteil ist die erufung Zuläassig ($ 143 SGG)

Die erufung iıst be]l dem Landessozialgericht aden-Württemberg iın Stutigart,
Breitscheidstraße 10—18, innerhal e1nes Monats nach Zustellung des Urteils
SCAT1  1CH der Z Niederschrift des Urkundsbeamten der ortigen Geschältsstelle
einzulegen.
Die Berufungsirist ist auch gewahrt, wenn die Einlegung der erufung innerhal
der T1S5 ZUT Niederschri des Urkundsbeamten einer CGeschäfitsstelle des Sozlal-
gerichts Freiburg (Freiburg BT., Kaiser-Joseph-Straße 258; der Lörrach, BurTrg-
holf erkläart wIrd.
Die Berufungsschrift soll das angefo  ene Urteil bezeichnen, einen bestimmten
Nntirag enthalten un! die A Begründung dienenden atisachen un! Beweismitte
angeben ($ 151 5SGG)
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